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1. Instanz

Aktenzeichen S 11 RA 43/98
Datum 16.11.1999

2. Instanz

Aktenzeichen L 14 RA 52/00
Datum 19.09.2002

3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung gegen das Urteil des Sozialgerichts Regensburg vom 16. November
1999 wird zurÃ¼ckgewiesen.
II. AuÃ�ergerichtliche Kosten des Berufungsverfahrens sind nicht zu erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Steitig ist unter den Beteiligten eine Rente wegen verminderter ErwerbsfÃ¤higkeit.

Die 1967 geborene KlÃ¤gerin war zuletzt als Verwaltungsangestellte beim
Staatlichen Schulamt C. (BAT VII) tÃ¤tig und befand sich ab 17.12.1994 im
Erziehungsurlaub. Am 01.03.1996 erlitt sie einen Verkehrsunfall. In der Folgezeit
war sie auch nach Ablauf des Erziehungsurlaubs im Oktober 1997 wegen
Beschwerden der HalswirbelsÃ¤ule arbeitsunfÃ¤hig krankgeschrieben. Zum
30.09.2000 wurde das ArbeitsverhÃ¤ltnis von Seiten des Arbeitgebers wegen lang
andauernder Erkrankung gekÃ¼ndigt. Die KlÃ¤gerin ist inzwischen arbeitslos
gemeldet.

Am 27.08.1997 stellte die KlÃ¤gerin bei der Beklagten Rentenantrag wegen der
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Folgen eines am 01.03.1996 erlittenen Verkehrsunfalls. Die Beklagte beauftragte
den OrthopÃ¤den Dr.R. mit einer Untersuchung und Begutachtung der KlÃ¤gerin.
Dieser diagnostizierte in seinem Gutachten vom 09.10.1997 eine generalisierte
Tendomyopathie als Ausdruck eines chronifizierten psychogenen Schmerzsyndroms
sowie einen Zustand nach Beschleunigungsverletzung der HalswirbelsÃ¤ule ohne
nachweisbar strukturelle LÃ¤sion.

Es ergab sich bei der Untersuchung ein nicht eingrenzbares diffuses
Beschwerdebild, das alle Gelenke und die WirbelsÃ¤ule bis zum Kopf betraf.
Hinweise fÃ¼r eine organische Verletzung ergaben sich laut Dr.R. , wie schon bei
verschiedenen nach dem Unfall durchgefÃ¼hrten radiologischen Untersuchungen
der gesamten WirbelsÃ¤ule und Schultern und einem spÃ¤teren
Kernspintomogramm, nicht. Es sei eine psychiatrische Grunderkrankung
(posttraumatisches somatoformes Schmerzsyndrom) zu vermuten, in deren
Rahmen Muskel- und Gelenkschmerzen nur den Projektionsort darstellten, nicht
jedoch den eigentlichen Ursprung der Erkrankung. Der Gutachter hielt die Angabe
eines positiven und negativen Leistungsbildes aus orthopÃ¤discher Sicht nicht fÃ¼r
angezeigt, er empfahl zur genauen Beurteilung des LeistungsvermÃ¶gens eine
neurologisch-psychiatrische Begutachtung.

In einem weiteren fÃ¼r die Haftpflichtversicherung erstellten orthopÃ¤dischen
Fachgutachten des Dr.D. vom 30.06.1997, das eine ausfÃ¼hrliche Darlegung von
orthopÃ¤dischen und neurologischen Untersuchungen der KlÃ¤gerin nach dem
Unfall enthielt, wurde die Diagnose eines Panalgesie-Syndroms bei dringendem
Verdacht auf psychogene Ã�berlagerung gestellt. Weiter hieÃ� es, aus
orthopÃ¤discher Sicht lÃ¤gen Unfallfolgen nicht mehr vor. Es kÃ¶nne sich auch nur
um leichtergradige Verletzungen gehandelt haben, nachdem die KlÃ¤gerin im
Krankenhaus C. nur ambulant untersucht und behandelt worden sei und erst drei
Tage spÃ¤ter dann ihren Hausarzt aufgesucht habe. Verlauf und Beschwerden bei
der KlÃ¤gerin seien vÃ¶llig auÃ�ergewÃ¶hnlich und lieÃ�en sich von orthopÃ¤disch-
somatischer Seite im Sinne von Unfallfolgen nicht erklÃ¤ren.

Aus dem Gutachten ist zu entnehmen, dass Untersuchungsbefunde, weiterer
Verlauf und geklagte Beschwerden bei der ebenfalls von dem Unfall im Jahre 1996
betroffenen Mutter der KlÃ¤gerin nahezu identisch seien.

Die Beklagte veranlasste eine weitere Begutachtung durch den Nervenarzt Dr.E â�¦
Dieser kam in seinem Gutachten vom 07.11.1997 zu dem Ergebnis einer
generalisierten Tendomyopathie bei chronifiziertem psychogenem Schmerzsyndrom
im Sinne einer psychischen Fehlverarbeitung der Folgen eines Verkehrsunfalls am
01.03.1996. Er hielt eine vollschichtige TÃ¤tigkeit der KlÃ¤gerin als
Verwaltungsangestellte bzw. im BÃ¼ro weiterhin fÃ¼r mÃ¶glich. Im Ã�brigen wies
er darauf hin, dass nach der langen Zeit seit dem Unfall mit den bisherigen
Behandlungsmethoden (physikalische Therapie und Psychopharmaka) keine
Besserung mehr zu erwarten sei, vielmehr sei ein intensives stationÃ¤res
Heilverfahren in einer psychosomatischen Fachklinik dringend zu befÃ¼rworten.

Die Beklagte lehnte den Rentenantrag mit Bescheid vom 27.11. 1997 ab mit der
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BegrÃ¼ndung, die KlÃ¤gerin sei noch in der Lage, in ihrem bisherigen
Berufsbereich weiterhin vollschichtig tÃ¤tig zu sein, auch bestehe ein
vollschichtiges LeistungsvermÃ¶gen fÃ¼r TÃ¤tigkeiten des allgemeinen
Arbeitsfeldes. Der Widerspruch der KlÃ¤gerin ("schlimme Beschwerden der
WirbelsÃ¤ule, SchlafstÃ¶rungen, starke Schmerzen in Schultern und Armen,
HÃ¤nden und Knien, Ohrensausen, Schwindel, Kopfschmerzen") wurde mit
Widerspruchsbescheid vom 23.01.1998 zurÃ¼ckgewiesen.

Im anschlieÃ�enden Klageverfahren vor dem Sozialgericht (SG) machte die
KlÃ¤gerin geltend, zu keinerlei TÃ¤tigkeiten mehr in der Lage zu sein.

Das SG holte einen Befundbericht des behandelnden Arztes Dr.M. vom 04.03.1999
ein. Dieser sprach von einem Multitrauma nach Unfall und einem
psychosomatischen Beschwerdekomplex und fÃ¼gte hinzu, die Patientin wolle nicht
einsehen, dass die "Beschwerden" nicht mehr auf den Unfall zurÃ¼ckzufÃ¼hren
seien; er halte es nicht fÃ¼r gerechtfertigt, die Psyche vorzuschieben; dringend
angezeigt sei die gerechte Beurteilung der Sachlage.

Im Verhandlungstermin vom 13.04.1999 wurde der SachverstÃ¤ndige Dr.M. mit der
Begutachtung der KlÃ¤gerin beauftragt. Diese klagte Ã¼ber massive
SchmerzzustÃ¤nde im Bereich des ganzen Bewegungs- und StÃ¼tzapparates. Es
fand sich jedoch auch bei dieser Untersuchung kein gravierender pathologischer
Befund, auch kein Hinweis auf stÃ¤rkere Nervenwurzel- oder
Muskelreizerscheinungen sowie auf vertebragene AusfÃ¤lle der peripheren
Nervenversorgung. Der Gutachter diagnostizierte eine generalisierte
Tendomyopathie bei chronifiziertem psychogenen Schmerzsyndrom im Sinne einer
psychischen Fehlverarbeitung der Folgen des Verkehrsunfalls am 01.03.1996 sowie
eine neurozirkulatorische Dystonie mit Neigung zu hypertoner Blutdruckregulation.
Er maÃ� diesen Diagnosen einen erheblichen Krankheitswert nicht zu und hielt die
TÃ¤tigkeit einer Verwaltungsangestellten vollschichtig fÃ¼r mÃ¶glich und
zumutbar, wobei wegen der vegetativen Fehlsteuerung lediglich Arbeiten unter
Akkord-, Schicht- und Stressbedingungen vermieden werden sollten.

Auf Antrag der KlÃ¤gerin wurde der behandelnde Arzt fÃ¼r Allgemeinmedizin Dr.M.
gemÃ¤Ã� Â§ 109 Sozialgerichtsgesetz (SGG) angehÃ¶rt. Dieser erstattete anstelle
des angeforderten Gutachtens ein ausfÃ¼hrliches Ã¤rztliches Attest vom
15.07.1999, in dem er u.a. ausfÃ¼hrte, es bestÃ¼nden bei der KlÃ¤gerin eine
ausgeprÃ¤gte Druckschmerzhaftigkeit im Bereich der gesamten BrustwirbelsÃ¤ule
und eine deutliche schmerzhafte Bewegungshemmung, weiterhin Hyperhidrosis,
verstÃ¤rkte Weinerlichkeit und Depressionen. Wie bei unzÃ¤hligen
Voruntersuchungen habe sich kein gravierender pathologischer Befund feststellen
lassen. Die nach dem Unfall Ã¼ber lange Zeit erfolgten Therapien hÃ¤tten keine
deutliche Besserung erzielen kÃ¶nnen, es wÃ¼rden nach wie vor starke
SchmerzzustÃ¤nde in allen Bereichen angegeben. Insgesamt hat sich laut Dr.M. aus
den nach dem Unfall aufgetretenen kÃ¶rperlichen Beschwerden ein chronifiziertes
psychogenes Schmerzsyndrom im Sinne einer psychischen Fehlverarbeitung als
Folge des Verkehrsunfalles entwickelt. Die KlÃ¤gerin sei insoweit nicht einsichtig,
diesbezÃ¼glich fachÃ¤rztliche Behandlung (Psychotherapie) in Anspruch zu
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nehmen. Die nicht geklÃ¤rten juristischen Folgen des Unfalls wÃ¼rden das
psychogene Krankheitsbild erheblich verstÃ¤rken. Zweifellos sei der KlÃ¤gerin ihre
bisherige in BÃ¼roarbeiten bestehende TÃ¤tigkeit zuzutrauen, allerdings bestehe
insoweit keine Bereitwilligkeit.

Das SG wies die auf Rente wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit, hilfsweise wegen
BerufsunfÃ¤higkeit gerichtete Klage mit Urteil vom 16.11. 1999 ab. Es legte dar, die
KlÃ¤gerin sei nach dem von der Rechtsprechung des Bundessozialgerichts im
Rahmen der PrÃ¼fung von BerufsunfÃ¤higkeit entwickelten Mehrstufenschemas in
die Gruppe der Angestellten mit einer Ausbildung von mehr als zwei Jahren
einzustufen. Sie kÃ¶nne die ihr danach zuzumutenden TÃ¤tigkeiten noch
vollschichtig verrichten, wie sich aus dem Gutachten des Dr.M. , aber auch aus den
im Verwaltungsverfahren eingeholten Gutachten des Dr.R. und des Dr.E. ergebe.
Ebenso sei der behandelnde Arzt Dr.M. zu keinem anderen Ergebnis gekommen. Da
die KlÃ¤gerin nicht berufsunfÃ¤hig sei, erfÃ¼lle sie erst recht nicht die
weitergehenden Voraussetzungen einer ErwerbsunfÃ¤higkeit.

Gegen dieses Urteil wendet sich die KlÃ¤gerin mit der Berufung. Sie bringt erneut
vor, wegen ihres Gesundheitszustandes und der starken Schmerzen nicht in der
Lage zu sein, ihren Beruf als Verwaltungsangestellte oder irgendeine andere
TÃ¤tigkeit auszuÃ¼ben. Sie kÃ¶nne sich nicht lÃ¤ngere Zeit konzentrieren und
auch nicht lÃ¤ngere Zeit sitzen.

Der Senat beauftragte zunÃ¤chst den SachverstÃ¤ndigen Dr.K. mit der Erstellung
eines neurologisch-psychiatrischen Fachgutachtens. Die KlÃ¤gerin machte
daraufhin geltend, sich einer Reise nach MÃ¼nchen nicht gewachsen zu fÃ¼hlen,
und legte ein Attest des Dr.M. vom 23.08.2000 vor, wonach es aus medizinischen
GrÃ¼nden der KlÃ¤gerin nicht mÃ¶glich sei, weite Fahrtstrecken zurÃ¼ckzulegen,
und er deshalb bitte, einen Gutachter "aus unserem Gebiet" zu beauftragen. Nach
AbÃ¤nderung des Gutachtensauftrags und Beauftragung des Gutachters Dr.R. in W.
legte die KlÃ¤gerin das gleiche Attest vor und zeigte sich weiterhin nicht bereit,
diesen Gutachter aufzusuchen, da sich durch die weite Entfernung ihre Schmerzen
sehr verschlimmern wÃ¼rden; der SachverstÃ¤ndige mÃ¼sse fÃ¼r die
Begutachtung schon in den Landkreis C. kommen.

Nach deutlichem Hinweis des Senats, dass das Attest des Dr.M. vom 23.08.2000
fÃ¼r eine erneute AbÃ¤nderung des Gutachtensauftrages nicht ausreiche, wurde
ein weiteres Attest dieses Arztes vom 04.12.2000 vorgelegt, in dem es u.a. hieÃ�,
es bestehe bei der KlÃ¤gerin ein psychosomatisches Beschwerdebild mit deutlichem
RealitÃ¤tsverlust ihrer Beschwerden, sie lehne bisher alle MaÃ�nahmen kategorisch
ab, die geplante Untersuchung sei sinnvoll, "aus den genannten GrÃ¼nden" sei die
KlÃ¤gerin aber zur Zeit nicht imstande, mit einem Fahrzeug eine Strecke Ã¼ber den
Landkreis C. hinaus zu fahren; es werde daher um eine Untersuchung in C. gebeten.

Nachdem die KlÃ¤gerin zwischenzeitlich einen Untersuchungstermin bei Dr.R. nicht
wahrgenommen hatte, gab dieser den Gutachtensauftrag zurÃ¼ck. Der Senat wies
die KlÃ¤gerin mit Schreiben vom 22.05.2001 auf ihre Mitwirkungspflichten sowie auf
die Folgen im Falle fehlender Mitwirkung hin. Er holte zunÃ¤chst die Ã¤rztlichen
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Unterlagen des Arbeitsamts C. sowie einen aktuellen Befundbericht des Dr.M. vom
23.07.2001 ein ("die erhobenen Befunde haben sich stabilisiert bzw. sind nicht
schlechter geworden, das ganze Krankheitsbild â�� Zustand nach dem Unfall mit
Multitrauma â�� hat sich in eine psychosomatische Krankheit verschoben â�¦ Der
Zustand ist seit Jahren gleich bleibend bzw. Untersuchung auÃ�erhalb des
Landkreises C. wird von der Patientin kategorisch abgelehnt"). Im beigefÃ¼gten
Arztbrief des Dr.G. vom 04.02.1999 (Diagnose: chronische
WirbelsÃ¤ulenbeschwerden, psychosomatischer Beschwerdekomplex) heiÃ�t es am
Ende: "Wie auch bei der sich heute hier vorstellenden Mutter bestehen
ausgeprÃ¤gte psychosomatische Beschwerden ohne jegliche Besserung auf die
bisher durchgefÃ¼hrten BehandlungsmaÃ�nahmen, wobei die Beschwerden
sicherlich nicht mehr als posttraumatisch zu deuten sind, wobei sowohl Mutter als
auch Tochter alle ihre Beschwerden unverÃ¤ndert monokausal auf das
Unfallereignis 1996 zurÃ¼ckfÃ¼hren â�¦".

Der Senat beauftragte nunmehr den Gutachter Dr.H. in R. mit Erstellung eines
nervenÃ¤rztlichen Gutachtens und wies die KlÃ¤gerin mit Schreiben vom
30.07.2001 darauf hin, dass ein SachverstÃ¤ndiger im Landkreis C. nicht zur
VerfÃ¼gung stehe, der Senat aber auch keine medizinischen GrÃ¼nde fÃ¼r die
UnfÃ¤higkeit der KlÃ¤gerin, mit dem PKW oder mit Ã¶ffentlichen Verkehrsmitteln
einen Gutachter auÃ�erhalb ihres Wohnorts zu erreichen, sehe. Auf die
Mitwirkungspflichten der KlÃ¤gerin sowie darauf, dass diese die Folgen der
Nichterweislichkeit der von ihr geltend gemachten Tatsachen im Falle fehlender
Mitwirkung zu tragen habe, wurde erneut hingewiesen.

Auf Antrag der KlÃ¤gerin zog der Senat die bei der Personalstelle der Regierung der
Oberpfalz befindlichen Gutachten Ã¼ber die KlÃ¤gerin des Gesundheitsamts C. vom
11.01.2000 ("keine wesentlichen objektivierbaren kÃ¶rperlichen
FunktionsstÃ¶rungen, Eindruck erheblicher Aggravationstendenzen; die KlÃ¤gerin
weise die MÃ¶glichkeit einer psychischen Erkrankung weit von sich; eine
psychiatrische Begutachtung im Bezirksklinikum R. werde vorgeschlagen") sowie
des Dr.G. in C. vom 05.04. 2000 ("Zustand nach Schleudertrauma der
HalswirbelsÃ¤ule, kein Anhalt fÃ¼r eine Radikulopathie oder eine periphere
NervenschÃ¤digung, unfallneurotische Fehlhaltung, kein Hinweis auf tiefgreifende
Depression oder hirnorganische BeeintrÃ¤chtigung, psychosomatische Reha-
MaÃ�nahmen dringend empfohlen, LeistungsfÃ¤higkeit eingeschrÃ¤nkt: Keine
TÃ¤tigkeiten unter Stressbelastung, Akkord und Wechselschicht") ein.

Der Gutachter Dr.H. erstellte sein Gutachten vom 27.03.2002 nach zweimaliger
vergeblicher Einbestellung der KlÃ¤gerin im Auftrag des Senats nach Aktenlage.
Diese hatte sich zuvor erneut auf das Attest des Dr.M. vom 23.08.2000 und danach
auf ein weiteres Attest vom 18.09.2001 sowie auf eine erhebliche Verschlimmerung
ihrer Schmerzen durch die Fahrt von Hof nach Regensburg berufen. Telefonisch
hatte sie gegenÃ¼ber dem Gutachter allerdings auch organisatorische GrÃ¼nde
angefÃ¼hrt, nÃ¤mlich die Schichtarbeit ihres Mannes, der Urlaub nehmen mÃ¼sse,
wenn er sie nach Regensburg fahre, sowie die fehlende BetreuungsmÃ¶glichkeit
fÃ¼r ihr Kind in diesem Fall.
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Dr.H. kam nach ausfÃ¼hrlicher Darlegung des Akteninhalts mit den bisherigen
Gutachten, Unterlagen und Befundberichten der behandelnden Ã�rzte der KlÃ¤gerin
zu dem Ergebnis, dass bei der KlÃ¤gerin aus psychiatrischer Sicht von einer
psychischen Fehlverarbeitung des Unfallereignisses im Jahre 1996 in Form einer
Tendenzreaktion auszugehen sei, fÃ¼r deren Zustandekommen und Aussehen nicht
das objektive Unfallgeschehen, sondern die subjektive Unfallverarbeitung
maÃ�geblich sei. Es handele sich um die Entwicklung kÃ¶rperlicher Symptome aus
psychischen GrÃ¼nden. Unter zumutbarer Willensanspannung sei die KlÃ¤gerin seit
Antragstellung noch in der Lage, leichte TÃ¤tigkeiten unter den Ã¼blichen
Bedingungen eines ArbeitsverhÃ¤ltnisses zu verrichten, wobei TÃ¤tigkeiten unter
Stressbelastung, Akkord und Wechselschicht zu vermeiden seien, ebenso
mittelschwere Arbeiten und schweres Heben und Tragen. Eine solche TÃ¤tigkeit sei
auch noch vollschichtig mÃ¶glich, da aufgrund der Vorbefunde keine quantitativen
EinschrÃ¤nkungen der ArbeitsfÃ¤higkeit festzustellen seien. Der Gutachter hielt die
KlÃ¤gerin auch fÃ¼r fÃ¤hig, sich auf andere als die bisher ausgeÃ¼bten
TÃ¤tigkeiten umzustellen; Hinweise auf eine entsprechende EinschrÃ¤nkung
fÃ¤nden sich in den Vorbefunden nicht. Die Einholung weiterer Gutachten hielt er
nicht fÃ¼r erforderlich.

Die KlÃ¤gerin beantragte erneut die Einholung eines Gutachtens nach Â§ 109 SGG
durch ihren behandelnden Arzt Dr.M â�¦ Nach Mitteilung des Gerichts mit Schreiben
vom 16.05.2002, dass dieser Antrag im Hinblick auf fehlende besondere UmstÃ¤nde
fÃ¼r eine wiederholte AnhÃ¶rung des Dr.M. nach Â§ 109 SGG wegen VerzÃ¶gerung
des Rechtsstreits abgelehnt werde, bestand sie auf der erneuten AnhÃ¶rung, da
Dr.M. alle bisherigen Gutachten und Ã¤rztlichen Unterlagen Ã¼ber sie besitze und
die neuesten Ergebnisse einbringen kÃ¶nne. Ein weiteres Attest des Dr.M. ohne
Datum Ã¼ber die seit dem Unfall bestehenden erheblichen Kreuz- und
RÃ¼ckenschmerzen sowie Schmerzen im Hals- und Brustwirbelbereich mit
eingeschrÃ¤nkter Beweglichkeit des Schultergelenks beidseits sowie Ã¼ber die
Entwicklung eines psychogenen Schmerzsyndroms als Nebenbefund wurde
beigefÃ¼gt.

Die KlÃ¤gerin beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Regensburg vom 16.11.1999 sowie den Bescheid der
Beklagten vom 27.11.1997 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 23.01.1998
aufzuheben und die Beklagte zu verurteilen, ihr Rente wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit,
hilfsweise wegen BerufsunfÃ¤higkeit, ab 01.09.1997 zu gewÃ¤hren.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Wegen der Einzelheiten des Sachverhalts wird auf den Inhalt der Gerichtsakten
sowie auf die beigezogenen Rentenakte der Beklagten verwiesen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:
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Die gemÃ¤Ã� Â§ 143 SGG statthafte Berufung ist zulÃ¤ssig, erweist sich aber nicht
als begrÃ¼ndet.

Das Erstgericht hat nach Auffassung des Senats die Klage zu Recht abgewiesen. Die
Ermittlungen im Berufungsverfahren, die allerdings infolge der eingeschrÃ¤nkten
Mitwirkung der KlÃ¤gerin unzulÃ¤nglich bleiben mussten, haben dieses Ergebnis
bestÃ¤tigt und lassen auch weiterhin die GewÃ¤hrung einer Rente wegen
verminderter ErwerbsfÃ¤higkeit noch nicht zu.

Die KlÃ¤gerin erfÃ¼llt nicht die Voraussetzungen der hier noch anzuwendenden
Vorschriften der Â§Â§ 43, 44 SGB VI in der Fassung bis zum 31.12.2000, die das
Erstgericht im angefochtenen Urteil im Einzelnen dargelegt hat. Sie kann vielmehr
noch vollschichtige Arbeiten in ihrem erlernten Beruf als Verwaltungsangestellte
oder in entsprechenden TÃ¤tigkeiten des Arbeitsmarktes verrichten. Dies ergibt
sich zur Ã�berzeugung des Senats aus dem im Hinblick auf das sehr kurze
Gutachten des Dr.M. in erster Instanz eingeholte weitere nervenÃ¤rztliche
Gutachten des Dr.H. vom 27.03.2002, das dieser aufgrund der fortbestehenden
Weigerung der KlÃ¤gerin, zu einer Untersuchung auÃ�erhalb des Landkreises C.
anzureisen, nur nach Aktenlage erstellen konnte; im Ã�brigen ergibt sich dies auch
aus dem gesamten vorliegenden Akteninhalt.

Danach liegt bei der KlÃ¤gerin eine psychische Fehlverarbeitung des
Unfallereignisses im MÃ¤rz 1996 mit der Entwicklung kÃ¶rperlicher Symptome aus
psychischen GrÃ¼nden vor, den zugrunde liegenden Befunden ist aber kein
rentenrechtlich relevanter Krankheitswert beizumessen. Alle bisher mit der Sache
befassten Gutachter gehen von einer fortbestehenden vollschichtigen
ArbeitsfÃ¤higkeit der KlÃ¤gerin aus, selbst der auf Antrag der KlÃ¤gerin gemÃ¤Ã� 
Â§ 109 SGG in erster Instanz gehÃ¶rte behandelnde Arzt Dr.M. kam zu keinem
anderen Ergebnis. Das gesamte Verhalten der KlÃ¤gerin im gerichtlichen Verfahren,
mit dem sie das Gegenteil demonstrieren mÃ¶chte, weist zweckgerichtete
Tendenzen auf, insbesondere die Weigerung, sich wegen angeblich
verschlimmernder SchmerzzustÃ¤nde im Bereich der WirbelsÃ¤ule nicht auÃ�erhalb
des Landkreises C. untersuchen zu lassen. Eine Ã¼berzeugende medizinische
BegrÃ¼ndung hierfÃ¼r fehlt. Diese ergibt sich weder aus dem Gutachten des Dr.H.
, der die KlÃ¤gerin fÃ¼r voll arbeitsfÃ¤hig hÃ¤lt, noch aus den diesbezÃ¼glichen,
sehr allgemein bleibenden Attesten des behandelnden Arztes Dr.M. vom 23.08.2000
und 04.12.2000.

Der Senat hat wegen der Verweigerungshaltung der KlÃ¤gerin den Gutachter Dr.H.
mit der Erstellung eines Aktenlagegutachtens fÃ¼r den Fall weiterer Verweigerung
einer persÃ¶nlichen Untersuchung beauftragt. Er sieht sich bestÃ¤tigt durch die
Bemerkung des Gutachters am Anfang seines Gutachtens, die KlÃ¤gerin habe ihm
gegenÃ¼ber auch organisatorische/familiÃ¤re GrÃ¼nde fÃ¼r die zweimalige
Nichteinhaltung des angesetzten Untersuchungstermins angegeben. Diese
GrÃ¼nde erscheinen ebenfalls vorgeschoben, zumal aus den vorliegenden Akten
ersichtlich ist, dass die nebenan wohnende Schwester der KlÃ¤gerin dieser wegen
ihrer gesundheitlichen Probleme viele Arbeiten abnehmen mÃ¼sse. Auch wohnt die
Mutter der KlÃ¤gerin in unmittelbarer Nachbarschaft (vgl. Verfahren A. W. L 14 RJ
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442/98), so dass die Betreuung des 1994 geborenen Sohnes der KlÃ¤gerin
wÃ¤hrend ihrer Abwesenheit bei gutem Willen mÃ¶glich hÃ¤tte sein mÃ¼ssen.
Immerhin ist die KlÃ¤gerin im erstinstanzlichen Verfahren durch Dr.M. ebenfalls in
Regensburg untersucht worden.

Der Senat kann seine Entscheidung auf das lediglich nach Aktenlage erfolgte
Gutachten des Dr.H. vom 27.03.2002 stÃ¼tzen, da dieser die vorhandenen
Aktenunterlagen sorgfÃ¤ltig ausgewertet und seiner Ã¼berzeugend dargelegten
LeistungseinschÃ¤tzung zugrunde gelegt hat. Er verkennt nicht, dass die
Beurteilung aufgrund eines Aktenlagegutachtens problematisch ist, weil sich der
Gutachter keinen persÃ¶nlichen Eindruck von dem zu Untersuchenden machen
kann und zwangslÃ¤ufig Gesichtspunkte unberÃ¼cksichtigt bleiben werden, die
sich aus dem direkten Kontakt zum SachverstÃ¤ndigen ergeben. Gerade bei einem
Gutachten auf neurologisch-psychiatrischem Fachgebiet ist eine befriedigende
Beurteilung ohne persÃ¶nliche Untersuchung kaum mÃ¶glich. Die KlÃ¤gerin ist
vorliegend vor Erteilung des Gutachtensauftrages ausdrÃ¼cklich auf ihre
Mitwirkungspflicht bei der Untersuchung hingewiesen worden, ebenso darauf, dass
sie die Folgen mangelnder Mitwirkung, die in der Nichterweislichkeit des von ihr
geltend gemachten Gesundheitszustandes oder der eingeschrÃ¤nkten
LeistungsfÃ¤higkeit bestehen kÃ¶nnten, selbst zu tragen habe. Sie ist auch darauf
hingewiesen worden, dass eine Fahrt zum Gutachter nicht nur mit dem PKW,
sondern u.U. fÃ¼r sie schonender auch mit dem Zug in Frage komme. Sie ist der
angeordneten Untersuchung bei Dr.H. in R. dennnoch nicht nachgekommen. Sie hat
damit die AufklÃ¤rung des Sachverhalts erheblich erschwert, das Ergebnis geht zu
Lasten des erhobenen Anspruchs.

Der Senat sieht sich auch nicht gehalten, entsprechend dem konsequent
demonstrierten Willen der KlÃ¤gerin ein weiteres Gutachten durch einen im
Landkreis C. ansÃ¤ssigen nervenÃ¤rztlichen Gutachter in Auftrag zu geben. Auch
die Erteilung eines weiteren Gutachtensauftrages auf anderem Fachgebiet erscheint
bei der Art der Beschwerdebildung nach der gesamten Aktenlage nicht veranlasst.
Alle Unterlagen sprechen dafÃ¼r, dass sich der medizinische Sachverhalt nicht
wesentlich geÃ¤ndert hat, sondern vielmehr â�� wie von Dr.M. in seinem
Befundbericht vom 23.07. 2001 formuliert â�� der Zustand der KlÃ¤gerin seit Jahren
gleichbleibend ist. Im Ã�brigen hat auch Dr.H. die Einholung weiterer Gutachten als
nicht notwendig bezeichnet.

An der Sach- und Rechtslage Ã¤ndert auch die KÃ¼ndigung des Arbeitgebers zum
Ablauf September 2000 nichts. Im Schreiben der Regierung der Oberpfalz kommt
lediglich zum Ausdruck, dass dem Schulamt das Fehlen einer unbefristet
beschÃ¤ftigten (Ganztags-) Verwaltungsangestellten â�� zu recht â�� nicht mehr
lÃ¤nger zumutbar ist.

Der im Mai 2002 gestellte Antrag, den behandelnden Arzt Dr.M. auch in zweiter
Instanz gemÃ¤Ã� Â§ 109 SGG gutachtlich zu hÃ¶ren, war abzulehnen. Von einem
weiteren Gutachten des Allgemeinarztes Dr.M. sind keine neuen Erkenntnisse zu
erwarten. Die wiederholte AnhÃ¶rung eines Gutachters nach Â§ 109 SGG kann nur
unter besonderen UmstÃ¤nden in Betracht kommen (vgl. Meyer-Ladewig, SGG, Â§
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109 Anm.5). Solche sind hier nicht erkennbar. So muss die weitere AnhÃ¶rung
geboten, mindestens aber zweckmÃ¤Ã�ig sein (vgl. PSW Â§ 109 Anm.4). Die
KlÃ¤gerin begrÃ¼ndete den Antrag damit, dass Dr.M. im Besitz aller Unterlagen
Ã¼ber ihre Erkrankung sei und neueste Erkenntnisse einbringen kÃ¶nne. In dessen
letzten Befundbericht vom 23.07.2001 heiÃ�t es jedoch, dass die erhobenen
Befunde sich stabilisiert hÃ¤tten und der Zustand seit Jahren gleichbleibend sei.

Bei dieser Sachlage kann die Berufung keinen Erfolg haben. Sie ist mit der
Kostenfolge aus Â§ 193 SGG zurÃ¼ckzuweisen. GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der
Revision gemÃ¤Ã� Â§ 160 Abs.2 Nrn. 1 und 2 SGG sind nicht ersichtlich.

Erstellt am: 03.10.2003

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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